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AGMigration und Vielfalt der SPD Berlin Mitte

Die KDVmöge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Kein Kon-

sens)

Abschiebungen und Menschenrechte: Kein Kompromiss nach unten!
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dass bei der Abschiebung vonAsylbewerbern,

die schwere Straftaten begangen haben, das

Grundprinzip, das eine Demokratie auszeich-

net, nämlich die unbedingte Achtung der

Menschenrechte, stets zu berücksichtigen ist.

Die notwendige und gerechte Bestrafung von

Straftätern muss in Deutschland vollzogen

und die Strafe verbüßt werden.

Die SPD setzt sich dafür ein, Abschiebungen

inunsichere LänderwieAfghanistanundSyri-

en abzulehnen,weil dortweder ein faires Ver-

fahren noch der Schutz grundlegender Men-

schenrechte der Gefangenen gewährleistet

ist.

 

 

Begründung

Die Reaktion der deutschen Politiker und

mancher Mitglieder unserer Partei auf die

schweren und traurigen Ereignisse in Solin-

gen ist gefährlich. Auf der einen Seite gibt es

eine unüberlegte Reaktion, die sich die Rheto-

rik der konservativen und radikalen Rechten

zu eigen macht, mit der dramatischen Folge,

dass die Stimmung aufgeheizt und eine gan-

ze Kategorie von Menschen, nämlich Asylbe-

werber und Ausländer im Allgemeinen, stig-

matisiert wird. Eine Demokratie hat die mo-

ralische Pflicht, politische Entscheidungen zu

treffen, die immer maßvoll sind und mit der

Geschichte übereinstimmen. Diejenigen, die

Verbrechen begehen, ob sie nun Ausländer

sind oder nicht, müssen vor Gericht gestellt

und, falls sie für schuldig befunden werden,

bestraft werden. Gefangene sind Menschen

und müssen als solche, auch wenn sie sich

schwerer Verbrechen schuldig gemacht ha-

ben, mit Respekt behandelt werden. Asylbe-

werber aus Ländern wie Afghanistan sollten

dass bei der Abschiebung von Asylbewer-

bern, die schwere Straftaten begangen ha-

ben, das Grundprinzip, das eine Demokra-

tie auszeichnet, nämlich die unbedingte Ach-

tung der Menschenrechte, stets zu berück-

sichtigen ist. Die notwendige und gerechte

Bestrafung von Straftätern muss in Deutsch-

land vollzogen und die Strafe verbüßt wer-

den. Die SPD lehnt die Einrichtung von sog.

„Return Hubs“ in Drittstaaten ab.

Die SPD, insbesondere die sozialdemokrati-

schen Bundestagsabgeordneten aus Berlin,

setzen sich dafür ein, Abschiebungen in un-

sichere Länder wie Afghanistan und Syrien

abzulehnen, weil dort weder ein faires Ver-

fahren noch der Schutz grundlegender Men-

schenrechte der Gefangenen gewährleistet

ist.

Begründung:

Die Reaktion der deutschen Politiker und

mancher Mitglieder unserer Partei auf die

schweren und traurigen Ereignisse in Solin-

gen ist gefährlich. Auf der einen Seite gibt es

eine unüberlegte Reaktion, die sich die Rheto-

rik der konservativen und radikalen Rechten

zu eigen macht, mit der dramatischen Folge,

dass die Stimmung aufgeheizt und eine gan-

ze Kategorie von Menschen, nämlich Asylbe-

werber und Ausländer im Allgemeinen, stig-

matisiert wird. Eine Demokratie hat die mo-

ralische Pflicht, politische Entscheidungen zu

treffen, die immer maßvoll sind und mit der

Geschichte übereinstimmen. Diejenigen, die

Verbrechen begehen, ob sie nun Ausländer

sind oder nicht, müssen vor Gericht gestellt

und, falls sie für schuldig befunden werden,

bestraft werden. Gefangene sind Menschen

und müssen als solche, auch wenn sie sich

schwerer Verbrechen schuldig gemacht ha-

ben, mit Respekt behandelt werden. Asylbe-
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nicht abgeschoben werden, das wäre so, als

ob wir unsere Hände in Unschuld waschen

würden,wennesumdasSchicksal einesMen-

schen geht, der in Gefängnissen landet, in

denen Folter erlaubt ist und die Todesstrafe

droht. Als SPDkönnenwir nicht zulassen, dass

die Menschenrechte ignoriert werden.

werber aus Ländern wie Afghanistan sollten

nicht abgeschoben werden, das wäre so, als

ob wir unsere Hände in Unschuld waschen

würden,wennesumdasSchicksal einesMen-

schen geht, der in Gefängnissen landet, in

denen Folter erlaubt ist und die Todesstrafe

droht. Als SPDkönnenwir nicht zulassen, dass

die Menschenrechte ignoriert werden.
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